
Athen (wk). In einem Verhandlungsmara-
thon hat Griechenlands politische Führung
mit den internationalen Geldgebern am
Wochenende erneut um eine Rettung für
das vom Staatsbankrott bedrohte Land ge-
rungen. Seit Freitag wurden mit wenigen
Unterbrechungen Gespräche geführt, ges-
tern Nachmittag traf Ministerpräsident Lu-
cas Papademos dann mit den Spitzen der
politischen Parteien, die seine Regierung
unterstützen, zusammen. Dabei wollte sich
der parteilose Regierungschef innenpoliti-
sche Zustimmung für die zusätzlichen Spar-
maßnahmen sichern, die die „Troika“ aus
EU, Internationalem Währungsfonds (IWF)
und Europäischer Zentralbank (EZB) von
Athen verlangt.

Knackpunkt in den Gesprächen mit den
Parteichefs der Sozialisten, Konservativen
und einer kleinen rechtsgerichteten Partei
dürften die von der Troika verlangten Lohn-
kürzungen auch im privaten Sektor gewe-
sen sein, die bis zu 25 Prozent weniger Ein-
kommen für die Arbeitnehmer bedeuten
könnten. Stimmt die Troika einem weite-
ren Rettungspaket im Volumen von mindes-
tens 130 Milliarden Euro für Athen nicht
zu, droht Griechenland eine „ungeord-
nete“ Staatspleite mit nicht absehbaren
Auswirkungen auf das globale Finanzsys-
tem.

Deutsche-Bank-Chef Josef Ackermann
warnte am Sonnabend auf der Münchner
Sicherheitskonferenz vor einer Insolvenz
Griechenlands und einem Auseinanderbre-
chen der Eurozone. In einem solchen Fall
würde es zu kaum vorstellbaren Kollateral-
schäden kommen. Eine besondere Gefahr
sei die der Ansteckung anderer Krisenlän-
der. „Es geht nicht nur um Griechenland,
sondern um Europa.“ Der Chef der Euro-
gruppe, Luxemburgs Premierminister
Jean-Claude Juncker, forderte weitere An-
strengungen von Griechenland und
schloss im Gegenzug auch eine Insolvenz
nicht aus. Allein die Möglichkeit, dass so et-
was passieren könnte, sollte den Griechen
„dort Muskeln verleihen, wo sie im Augen-
blick noch ein paar Lähmungserscheinun-
gen haben“, sagte Juncker dem Nachrich-
tenmagazin „Spiegel“.

Die Menschen werden immer älter. Und
die Älteren werden immer mehr. Das be-
einflusst mittelfristig die gesamte Gesell-
schaft. Nicht zuletzt das Wohnen und
Bauen. In Bremen machen sich deshalb Ex-
perten, Bauträger und Architekten Gedan-
ken darüber, wie die „Generation 50plus“
künftig leben wird.
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Bremen. „Die alternde Gesellschaft
kommt“, sagt Stefan Görres. „Schneller als
wir es uns vorstellen können. Wir müssen
uns deshalb jetzt schon darauf vorbereiten
und einstellen.“ Görres weiß, wovon er
spricht. Der Direktor des Instituts für Public
Health und Pflegeforschung (IPP) an der
Universität Bremen gilt auf seinem Gebiet
als internationale Kapazität. Und deshalb
hat es Gewicht, wenn er feststellt: „Die de-
mografische Entwicklung wird die Gesell-
schaft insgesamt verändern. Vor allem im
Wohnungsbau und bei der Infrastruktur
müssen wir uns fragen, ob wir ausreichend
auf diese Veränderungen eingestellt sind.“

Der Bremer Architekt Thorsten Italiano
findet, dass das nicht der Fall ist. Deshalb
hat er sich mit seinem Planungsbüro auf
dieses Feld spezialisiert. „Schon ab 2030
wird der Anteil der Babyboomer, also der
Generation 50plus, die fitter, mobiler und
moderner sind als die heutigen Alten, deut-
lich zugenommen haben“, sagt der 39-Jäh-
rige. „Diese Menschen haben auch im Al-
ter einen hohen Anspruch an die Lebens-
qualität. Darauf muss man sich einstellen,
wenn man künftig Quartiere plant.“

Noch mehr Verwerfungen wird es aber
geben, wenn sich in einigen Jahrzehnten
die Bevölkerungspyramide quasi umge-
kehrt hat. Die Zahl der Alten steigt in dem
Maß wie die Jüngeren weniger werden.
2050 wird es laut IPP-Direktor Görres statt
80 nur noch 70 Millionen Deutsche geben.
Bereits in gut 20 Jahren wird für jeden 10.
Deutschen das Thema Pflege wichtig sein.
„Damit gewinnt aber auch die Frage nach
dem Wohnen im Alter stark an Bedeu-
tung“, sagt Görres.

Italiano hat mit seinem Team um den Bre-
mer Architekten Fred Schröder bereits früh
darauf reagiert. „Mir war es immer schon
wichtig, Architektur auch mit einer sozia-
len Komponente zu versehen“, sagt er. Mit
anderen Worten: Sie muss bezahlbar blei-
ben. Vor allem für Kommunen, wenn sie
etwa Kitas oder Schulen bauen müssen.
Der Bremer Architekt, dessen Name übri-
gens durch seinen Vater tatsächlich italieni-
schen Ursprung hat, baut mit seinem Büro
Kindergärten, Schulen, Mehrgenerationen-
häuser oder auch Senioren-Wohnheime.
Die Kommunen sind aber überwiegend
klamm, müssen sparen. Oft scheitern Pro-
jekte deshalb an den Kosten.

„Soziale Architektur muss preiswert
sein“, fordert Italiano. „Denn den Nutzern
ist es am Ende egal, welche Materialien ver-
wendet werden. Das Gebäude muss zweck-
mäßig und gleichzeitig sympathisch sein.
Ein Architekt darf keine Eitelkeiten ausle-
ben, wenn es um den Einsatz von öffentli-
chen Geldern geht.“ Dieses Prinzip gelte
auch für das zukünftige Bauen für Ältere,
die in der Mehrzahl wenig Geld haben.

Görres und Italiano haben sich deshalb
im vergangenen Jahr zusammengetan, um

die Öffentlichkeit auf dieses Thema auf-
merksam zu machen. Eine Expertenrunde
hat im Frühjahr 2011 über „Wohnen im Al-
ter“ sowie neue Lebensmodelle für die Ge-
neration 50plus diskutiert. Im April soll es
die nächste Runde dieses Meinungsaustau-
sches geben.

Der Bremer Pflegeexperte fordert ein
Umdenken der Politik und der Gesellschaft
allgemein. „Die Infrastruktur ist noch zu
sehr auf mobile Menschen ausgerichtet“,
sagt er. Sein Institut hat zusammen mit der
Gewoba und weiteren Trägern deshalb das
Projekt „Zuhause im Quartier“ (ZiQ) ins Le-
ben gerufen. Dabei sollen in Gewoba-Sied-
lungen Dienstleistungen für Ältere angebo-
ten werden, die es ihnen erleichtern, auch
bei Gebrechen oder gar Pflegebedürftig-
keit weiter in ihren Wohnungen selbstbe-
stimmt leben zu können. Das IPP begleitet
das Projekt wissenschaftlich.

Architekt Italiano hat dagegen schon Nä-
gel mit Köpfen gemacht. In Delmenhorst
plant und entwickelt er gerade mit einem
Investor ein 10-Millionen-Euro-Projekt ei-
ner Reihenhaussiedlung für alle Generatio-
nen. „Es ist eine Art Mehrgenerationen-
haus in Quartiersgröße“, sagt er. „Es gibt
dort viele Gemeinschaftsflächen, aber

durch die Modellbauweise für jeden seinen
privaten Rückzugsraum. Und ein Riegel
zur Straße hin deckt die Nahversorgung
mit Supermarkt, Apotheke und Ärzten ab.“
In Kürze soll es damit losgehen.

Ein anderes Projekt will Italiano in Ober-
neuland umsetzen. Es ähnelt ein wenig
dem WG-Modell des Bremer Altbürger-

meisters Henning Scherf. Der 73-Jährige
lebt in einer Hausgemeinschaft in der Bre-
mer City. Italiano denkt über Wohngemein-
schaften für Ältere in, wie er sagt, „leer ste-
henden oder einsam bewohnten“ Häusern
nach. „Dort könnten sich verschiedene
Paare zusammenfinden, deren Berufskar-
rieren zu Ende gehen oder gerade dem
Ende zustreben. Es wären Orte für krea-
tive, gut situierte Leute, die ihr Know-how

noch einsetzen möchten, um darüber ein
Gemeinschaftserlebnis zu schaffen.“

Noch ist das nicht mehr als ein Plan. Er
klingt allerdings sehr nach dem, was Hen-
ning Scherf in seinem Buch „Grau ist bunt
– was im Alter möglich ist“ beschrieben
hat. In der Generation der Älteren sieht
Scherf die klassische ehrenamtliche Basis
unserer Gesellschaft. „Wer heute 60 Jahre
alt ist, hat im Schnitt noch 30 Jahre Leben
vor sich“, sagt er jedem, der ihn fragt. Und
diese 30 Jahre müssten mit Engagement
ausgeschöpft werden. Zumindest von je-
nen, die dazu in der Lage seien.

Auch Stefan Görres plädiert dafür, diese
Identitäten wieder zu stiften. Im Idealfall
sollte dies in den Quartieren passieren.
„Um dieses Wir-Gefühl zu erzeugen, sind
jedoch andere Strukturen notwendig“,
sagt der IPP-Direktor. „Dazu benötigt man
Begegnungsorte, Quartiere, die anders ge-
staltet sind.“ Kommunalpolitiker sollten
sich deshalb für Stadtteilmanager einset-
zen, Menschen, die als Kümmerer ihre
Quartiere voranbringen. „Da brauchen Sie
Profis“, sagt Görres. „Beispielhaft wurde
das in Bremen im Stadtteil Osterholz-Tene-
ver vorgemacht. Es ist fantastisch, was aus
dem Quartier geworden ist.“

Zur Person
Manfred Hegger, Jahrgang
1946, ist Professor für Ar-
chitektur an der Techni-
schen Universität Darm-
stadt. Er berät unter ande-
rem das World Economic
Forum und die Union Inter-
nationale des Architectes.

Die Menschen haben auch im Alter einen hohen Anspruch an die Lebensqualität, sagt der Architekt Thorsten Italiano.   FOTO: CHRISTINA KUHAUPT

Zum vierten Mal trafen sich in der vergangenen
Woche Bürgerinnen und Bürger in der Bremer Frie-
densgemeinde, um über die Gestaltung des
neuen Hulsberg-Viertels, das auf dem Gelände
des Klinikums Bremen-Mitte entstehen soll, zu be-
raten. Auch Aspekte des alternsgerechten Bau-
ens kamen dabei zur Sprache. Einer der Referen-
ten des Abends war Stararchitekt Manfred Heg-
ger, der unter anderem dem Präsidium der Deut-
schen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen ange-
hört. Sebastian Manz hat sich mit ihm über die
Herausforderungen unterhalten, die der demogra-
fische Wandel für den Städtebau mit sich bringt.

Herr Hegger, der Bremer Pflegeforscher
Stefan Görres warnt eindringlich davor,
die Herausforderungen der alternden Ge-
sellschaft zu unterschätzen. Bekommen
wir in Deutschland demnächst ein Pro-
blem, weil unsere Häuser und Wohnun-
gen nicht auf die Bedürfnisse älterer Men-
schen zugeschnitten sind?
Manfred Hegger: Begriffe wie behinderten-
gerechtes, kindergerechtes oder eben al-
ternsgerechtes Bauen reichen nicht aus,
um unseren gesellschaftlichen Herausfor-
derungen gerecht zu werden. Wir sollten
uns möglichst um die Gesamtheit der An-
sprüche kümmern und springen zu kurz,
wenn wir nur eine Gerechtigkeit einkla-
gen.

Aber dass die Gesellschaft älter wird, steht
fest.
Richtig. Dennoch ist mir der Begriff des al-
ternsgerechten Bauens zu selbstbezogen.
Die ältere Bevölkerung ist in Teilen sehr
wohlhabend. Wenn diese sich jetzt „nur“ al-
ternsgerecht einrichtet und energetische
und ökologische Aspekte vernachlässigt,
weil es für sie nicht mehr lohnt, dann ist das

für mich eine etwas enge Betrachtungs-
weise.

Das müssen Sie erklären.
Ich glaube, die Verantwortung gegenüber
nachfolgenden Generationen sollte nicht
außer Acht gelassen werden. Es gehört für
mich zu einer erweiterten Sicht des alterns-
gerechten Bauens, auch an nachfolgende
Generationen, also nachhaltig, zu denken.
Ich sollte berücksichtigen, dass ich unter
Umständen in zwanzig Jahren nicht mehr
da bin, das Haus aber schon. Meine Nach-
kommen, die vielleicht weniger wohlha-
bend sind, ziehen dort ein und ich habe viel
für mich, aber zu wenig für sie getan.

Was ist also zu tun?
Jede isolierte Betrachtung für nur eine Auf-
gabenstellung halte ich für problematisch.
Das betrifft auch die Alternden. Wir könn-
ten zum Beispiel auch an Mehrgeneratio-
nenwohnen denken. Oder man betrachte
die erfolgreichen Projekte, bei denen Äl-
tere mit Studierenden zusammenleben.
Man sollte lernen, wieder mehr in Mischun-
gen zu denken.

Wie kann das in der Praxis aussehen? Ver-
mutlich ist es nicht damit getan, ein x-belie-
biges Mehrparteiengebäude mit der ent-
sprechenden Mieterschaft zu bestücken.
Nein, natürlich nicht. Es sollte kommunika-
tive Zonen geben, aber auch Rückzugszo-
nen. Jeder braucht auch sein privates Refu-
gium. Natürlich sollte auch eine flexible
Nutzung gewährleistet sein. Gute Ge-
bäude haben keine spezifischen Grund-
risse für Alte und andere Grundrisse für Stu-
dierende. Bei guter räumlicher Gliederung
lassen sich wechselnde Ansprüche auch

ohne Umbauten erfüllen.

Sind solche Projekte auch in alten Gemäu-
ern realisierbar oder muss dafür neu ge-
baut werden?
Gerade das klassische Bremer Haus er-
scheint in vieler Hinsicht gut geeignet. Es
ist überschaubar und oft sehr flexibel nutz-
bar. Es hat eine hohe Dauerhaftigkeit und
wird als Wohnform geliebt. Nach unseren
Berechnungen kann es seine Betriebsener-
gie über seine Hülle in Zukunft mehr oder
weniger selbst erzeugen. Das soziale Le-
ben in Bremen funktioniert. Der Straßen-
raum ist gut genutzt, es gibt die Einkaufs-
möglichkeiten, die Kneipe an der Ecke und
Gemeinschaftszentren.

Das klingt sehr positiv. Gibt es denn auch
weniger günstige Vorzeichen, die Sie in
Bremen beobachtet haben?
Ein Mangel ist vielleicht, dass viele Häuser
wegen ihrer Höhenlage ohne großen bauli-
chen Aufwand nicht barrierefrei auszurüs-
ten sind. Was außerdem vielfach fehlt, sind
Fahrradabstellplätze und teilweise auch
Fahrradwege – gerade in den Siedlungen
außerhalb der Altstadt. Da ist noch Luft
nach oben – bei guten Voraussetzungen,
wie gesagt.

Frankfurt/Main (wk). Nach der geplatzten
Fusion mit der New Yorker Börse wird die
Kritik an der Führung der Deutschen Börse
um Vorstandschef Reto Francioni immer
lauter. „Hier sind ganz klar Management-
fehler passiert, dafür müssen hoch bezahlte
Vorstände die Verantwortung überneh-
men“, sagte Betriebsrat und Aufsichtsrats-
mitglied Johannes Witt. „Vorstand und Auf-
sichtsrat dürfen jetzt nicht einfach zur Ta-
gesordnung übergehen.“

Auch ein Manager der mächtigen Fonds-
gesellschaft der Deutschen Bank, DWS, kri-
tisierte Francioni und die Strategie des Vor-
stands. Durch die Konzentration auf Über-
nahmen habe die Deutsche Börse ihr Tages-
geschäft vernachlässigt, sei zu wenig auf
Kundenwünsche eingegangen und habe
Marktanteile verloren, sagte Henning Geb-
hardt, Leiter europäische Aktien bei DWS,
der „Wirtschaftswoche“. „Die Fusionsbe-
mühungen haben über ein Jahr lang die
Kräfte des Managements gebunden.“

Die EU-Kommission hatte den Zusam-
menschluss von Deutscher Börse und dem
amerikanisch-europäischen Börsenkon-
zern NYSE Euronext zum weltgrößten Han-
delsplatz am Mittwoch untersagt. Sie hat
Bedenken, dass das neue Unternehmen
eine zu große Marktmacht im Bereich des
Derivatehandels entfalten würde.

Der Aufsichtsrat der Deutschen Börse
wird sich auf seiner nächsten regulären Sit-
zung am 13. Februar mit möglichen Konse-
quenzen aus der gescheiterten Fusion be-
fassen.

Experten planen Quartiere der Zukunft
Die alternde Gesellschaft zwingt Architekten und Stadtplaner zum Umdenken: Infrastruktur muss sich anpassen

Berlin (wk). Nach dem Rückzug von Bea-
trice Weder di Mauro aus dem Sachverstän-
digenrat der Bundesregierung soll der Pos-
ten nach Informationen der „Bild“-Zeitung
wieder mit einer Frau besetzt werden. Als
Kandidatinnen für die neue „Wirtschafts-
weise“ gelten demnach die Wissenschaftle-
rinnen Claudia Buch aus Tübingen und Ni-
cola Fuchs-Schündeln aus Frankfurt/Main.
Buch ist auch Vorsitzende des Wissen-
schaftlichen Beirats beim Bundeswirt-
schaftsministerium, Fuchs-Schündeln sitzt
in dem entsprechenden Gremium beim Fi-
nanzministerium. Weder di Mauro, die in
Mainz lehrt, hatte am Freitag ihren Rück-
zug aus dem Sachverständigenrat ange-
kündigt, weil sie einen Sitz im Verwaltungs-
rat der Schweizer Großbank UBS über-
nimmt.

Deutsche-Börse-Chef
in der Kritik

Hamburg (wk). Nach ähnlichen Empfeh-
lungen in mehreren Bezirken will der IG-
Metall-Vorstand bundesweit in der Metall-
und Elektroindustrie 6,5 Prozent mehr
Lohn durchsetzen. Dies sei ein Wert, der
den Erwartungen in den sieben IG-Metall-
Bezirken entgegenkomme, heißt es im Vor-
stand laut einem Bericht des Nachrichten-
magazins „Der Spiegel“. Am morgigen
Dienstag will der Vorstand die Empfehlung
für die anstehende Tarifrunde beschließen.
Die Arbeitgeber hatten die Forderung be-
reits abgelehnt. Sie wollen auch eine mög-
lichst lange Laufzeit bis mindestens Herbst
nächsten Jahres. Führende Gewerkschafts-
funktionäre hingegen dringen auf eine kür-
zere Laufzeit.

Juncker schließt
Insolvenz nicht aus

Druck auf Griechenland erhöht

Wieder Frau als
„Wirtschaftsweise“

„Alternsgerechtes Bauen ist zu selbstbezogen“
Stararchitekt Manfred Hegger will dem demografischen Wandel mit Mischwohnformen begegnen

IG Metall will
6,5 Prozent mehr Lohn

„Die Infrastruktur ist noch
zu sehr auf mobile

Menschen ausgerichtet.“
Stefan Görres, Pflegeexperte

ANZEIGE 

Hermann Buchholz, Geschäftsführer
Paprotta Umbauprofis

„Für uns gehört der WESER-KURIER
einfach dazu: zu uns, zu Bremen,
zu unseren Kunden und zu unserer
Werbestrategie – und das seit über
30 Jahren.“
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